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15. April 2014
 Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Dennis Thering (CDU) vom 07.04.2014
und Antwort des Senats

- Drucksache 20/11413 -

Betr.:
Die Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht irritiert die Verkehrsteilnehmer in Wandsbek

Die zuständige Fachbehörde hat dem Bezirk Wandsbek eine Liste mit Straßennamen zur Verfügung gestellt, aus der zu ersehen ist, in welchen Straßen nach Anordnung der Straßenverkehrsbehörde die Voraussetzungen zur Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht gegeben sind.
Die Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht sorgt bei vielen Verkehrsteilnehmern für Irritation und Unsicherheit. Obwohl die Radwegebenutzungspflicht in bestimmten Straßen aufgehoben ist, sind die bislang auf den Geh- und Radwegen nach der Straßenverkehrsordnung aufgestellten Verkehrszeichen 237 (Radweg), 240 (gemeinsamer Geh- und Radweg) und 241 (getrennter Geh- und Radweg) in vielen dieser Straßen durch die zuständige Behörde noch nicht demontiert worden. Durch diese Tatsache werden die Verkehrsteilnehmer verunsichert und wissen nicht, welches Verhalten im Straßenverkehr der Rechtsnorm entspricht.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:
1. Nach welchen Kriterien entscheidet die zuständige Fachbehörde über die Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht?

Die Aufhebung einer Radwegebenutzungspflicht richtet sich nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) und der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO).

2. In vielen Straßen, in denen die Radwegebenutzungspflicht aufgehoben wurde, stehen noch immer die Verkehrszeichen 237, 240 und 241. Warum wurden diese Beschilderungen bislang nicht abgebaut?

Als Voraussetzung für die Demontage dieser Verkehrszeichen sind u.a. folgende Parameter erforderlich: 

· Vollständige Anpassung der signaltechnischen Gegebenheiten an teilweise mehreren Knotenpunkten (Räumzeiten für Radfahrer) 

· Bauliche Maßnahmen gemäß der PLAST (Auf- und Ableitungen für Radfahrer) 

· Abstimmungen mit anderen Behörden und den für sie tätig werdenden Institutionen (Landesbetrieb für Straßen, Brücken und Gewässer/Vattenfall/Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation) im Hinblick auf in Abhängigkeit stehende Baumaßnahmen.

3. Gibt es rechtliche Fristen für den Zeitraum, in dem ein ordnungsgemäßer Abbau der oben genannten Verkehrsschilder nach Wegfall der Radwegebenutzungspflicht zu erfolgen hat? Wenn ja, welcher Zeitraum wird hier zugrunde gelegt? Wenn nein, welche Gründe sprechen gegen einen Fristsetzung?

Nein. Verbindliche Fristsetzungen durch einzelne Behörden sind nicht möglich, da bereits die oben beispielhaft genannten Maßnahmen aufgrund ihrer Komplexibilität einer sorgfältigen Vorbereitung mit unterschiedlichem Zeit- und Planungsaufwand und zudem von der jeweiligen Haushaltslage abhängig sind.    

4. Sind der zuständigen Fachbehörde alle Straßen/Straßenzüge im Bezirk Wandsbek bekannt, in denen die oben angeführten Verkehrszeichen immer noch stehen, obwohl dort bereits die Radwegebenutzungspflicht aufgehoben wurde? Wenn ja, um welche Straßen/Straßenzüge handelt es sich bzw. welche Straßen/Straßenzüge sind der zuständigen Fachbehörde bekannt? Wenn nein, warum wurden bislang keine Daten darüber erhoben und ist es geplant solche zu erheben und wenn ja, bis wann?

Straßenverkehrsbehördliche Anordnungen, die zum Aufstellen oder zum Abbau von Verkehrszeichen/-einrichtungen oder zu Fahrbahnmarkierungen führen, werden von den Straßenverkehrsbehörden nicht listenmäßig erfasst, sondern in Akten sortiert nach Straßen vorgehalten. Die Anzahl der straßenverkehrsbehördlichen Anordnungen lässt sich deshalb nur durch Akteneinsicht feststellen. Der zentralen Straßenverkehrsbehörde -VD5- war es nicht möglich, eine Aktenrecherche aller Lichtzeichenunterlagen (ca. 350 Einzelakten) zum Abgleich „Berücksichtigung Radfahrerräumen“ in dem für die Beantwortung einer Schriftlichen Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeitrahmen durchzuführen. Die unten angefügte -nicht abschließende- Liste der Polizei wurde mit den Daten des Bezirksamtes abgeglichen und ergänzt. Sie hat aus den o.a. Gründen  keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Für den Straßenzug Eilbektal/Eilenau ist vom Bezirksamt Wandsbek der Abbau der Verkehrszeichen am 11. April 2014 geplant.

	Straße/Straßenzug
	Straßenabschnitt

	Am Luisenhof
	von Osterbek bis August-Krogmann-Straße

	August-Krogmann-Straße
	von Berner Heerweg bis Pezolddamm

	Barsbütteler Straße 
	von Öjendorfer Damm bis Holsteiner Tor

	Berner Brücke
	von Berner Stieg bis Berner Heerweg

	Berner Heerweg
	von Friedrich-Ebert-Damm bis Berner Allee

	Berner Straße
	von Bargteheider Straße bis Fasanenweg

	Eilbektal
	von S-Bahnhof Friedrichsberg bis Von-Essen-Straße

	Eilenau
	von Von-Essen-Straße bis Wartenau

	Fasanenweg
	von Berner Straße bis Berner Stieg

	Friedrich-Ebert-Damm
	von Eulenkamp bis Berner Heerweg

	Holsteiner Tor
	von Barsbütteler Straße bis Landesgrenze Schleswig-Holstein

	Holstenhofweg
	von Rodigallee bis Ahrensburger Straße

	Jenfelder Allee
	von Rodigallee bis Tonndorfer Hauptstraße

	Kuehnstraße 
	von Jenfelder Straße bis Schöneberger Straße

	Öjendorfer Damm 
	von Jenfelder Straße bis A 24

	Oldenfelder Stieg 
	von Meiendorfer Straße bis Krögerstraße

	Ölmühlenweg
	gesamte Länge

	Rahlstedter Weg 
	von Berner Heerweg bis Pulverhofsweg

	Rodigallee
	vom Knoten Jenfelder Allee bis Barsbütteler Straße

	Scharbeutzer Straße
	von Rahlstedter Weg bis Bargteheider Straße

	Schiffbeker Weg
	von A24 bis Rodigallee

	Schimmelmannstraße 
	von Kuehnstraße bis Holstenhofweg

	Sieker Landstraße 
	von Rahlstedter Straße bis Höltigbaum

	Sonnenweg
	von B 75 bis Tonndorfer Hauptstraße

	Steilshooper Allee
	von Haldesdorfer Straße bis Am Luisenhof


5. Mit welchen Kosten ist bei der Demontage aller noch ausstehenden Verkehrszeichen im Bezirk Wandsbek zu rechnen, wer trägt diese Kosten und was geschieht mit den Verkehrszeichen nach deren Abbau?

Die Demontage der Verkehrszeichen erfolgt im Rahmen der personellen Kapazitäten nach Eingang der straßenverkehrsbehördlichen Anordnung und Vorliegen sämtlicher unter 2. genannten Bedingungen durch Mitarbeiter des Bezirksamtes. Die Schilder werden eingelagert oder der Wiederverwertung zugeführt. Die Kosten werden aus Haushaltsmitteln der Straßenunterhaltung durch die Trägerin der Wegebaulast getragen.
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